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Statement Dr. Carola Reimann
Vorstandsvorsitzende des AOK-Bundesverbandes

Es gilt das gesprochene Wort.

Sehr geehrte Damen und Herren,

es freut mich sehr, dass wir Ihnen heute gemeinsam mit dem Deutschen Krebsforschungszentrum DKFZ 
den ersten Public Health Index vorstellen können und dabei auch die Bundesärztekammer mit von der 
Partie ist.

Diese Publikation zum Gesundheitsschutz im europäischen Vergleich leistet Pionierarbeit!

Ich erinnere mich: Anfang der 2000er, ich war gerade als junge Abgeordnete in den Bundestag eingezogen, 
da galt Deutschland wegen des schwachen Wirtschaftswachstums im Vergleich zu anderen westeuropäischen 
Staaten als der „kranke Mann Europas“. Heute sind wir es im wahrsten Sinne des Wortes!

Obwohl Deutschland EU-weit die höchsten Gesundheitsausgaben pro Kopf aufweist – auch bei der 
Prävention! –, kommen wir bei der Lebenserwartung nur auf eine Schlusslicht-Position unter den west
europäischen Staaten. Jeder zweite Erwachsene über 65 leidet hierzulande an mindestens zwei chroni-
schen Krankheiten.

Alarmierend ist es auch, dass die heutigen jüngeren Erwachsenen – also die Geburtsjahrgänge ab 1975 – 
wieder höhere gesundheitliche Beeinträchtigungen aufweisen als die Generation davor. Wir sehen also 
keine Morbiditätskompression, sondern eine Morbiditätsexpansion. Diese jüngeren Erwachsenen 
erkranken eher früher im Lebenslauf und verbringen mehr Jahre mit beeinträchtigter Gesundheit als ihre 
Eltern! Dieser Trend ist in Deutschland besonders ausgeprägt, Treiber sind Adipositas und Diabetes. 

Offensichtlich sind hohe Gesundheitsausgaben allein keine erfolgsversprechende Strategie. Was wir brauchen, 
ist mehr Verhältnisprävention. Denn Treiber von Sterblichkeit und Krankheitslast sind insbesondere Tabak, 
Alkohol, schlechte Ernährung, Bewegungsmangel und die daraus resultierenden Erkrankungen. 

Die volkswirtschaftlichen Auswirkungen ungesunden Verhaltens sind enorm; die jährlichen volkswirt-
schaftlichen Kosten von Tabakkonsum belaufen sich auf 97 Milliarden Euro, die von Adipositas auf 63 Milli-
arden Euro und die des Alkoholkonsums auf 57 Milliarden Euro.
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Der Public Health Index zeigt im Rahmen einer systematischen Auswertung, welche europäischen Länder 
besonders viele der wissenschaftlich empfohlenen Maßnahmen in den Feldern Tabak, Alkohol, Ernährung, 
Bewegung umgesetzt haben. Unser Präventionsexperte, Herr Huizinga, wird Ihnen gleich die Ergebnisse 
des Rankings im Einzelnen vorstellen. 

So viel darf ich schon vorwegnehmen: Im Gesamtranking schneidet Deutschland unter den 18 untersuchten 
Staaten in Nord- und Zentraleuropa denkbar schlecht ab. Es zählt zum Schlusslicht der wissenschaftlich 
empfohlenen Präventionspolitik. Insbesondere bei der Umsetzung zielführender Maßnahmen zur 
Förderung gesunder Ernährung sowie zur Eindämmung des Tabak- und Alkoholkonsums ist Deutschland 
im internationalen Vergleich zu zögerlich. 

Die politischen Rahmenbedingungen machen es in Deutschland besonders attraktiv, viel zu trinken, falsch 
zu essen und mit dem Rauchen anzufangen. In anderen europäischen Ländern ist die Präventionspolitik 
stärker an den wissenschaftlich fundierten WHO-Empfehlungen zur Bekämpfung nicht-übertragbarer Krank-
heiten ausgerichtet. Dort werden besonders viele der empfohlenen Maßnahmen umgesetzt:

Während in den Niederlanden schon die erste „rauchfreie Generation“ angestrebt wird, 
diskutieren wir hierzulande noch das Rauchen im Auto bei Anwesenheit von Kindern. 
Wir lassen Werbung am Verkaufsort ebenso zu wie Markenlogos auf den Verpackungen.

 Während in Norwegen oder Litauen Werbung für Alkohol landesweit untersagt wurde und 
die schädlichen Auswirkungen eingepreist werden, diskutieren wir hierzulande noch das 
„begleitete Trinken“ ab 14 Jahren. Alkohol ist so erschwinglich wie in keinem anderen Land 
in der EU und wir lassen sogar Werbung für Spirituosen im öffentlichen Raum zu.

 Während in Großbritannien umfassende verbindliche Maßnahmen zur Förderung gesunder 
Ernährung auf den Weg gebracht wurden, gibt es hierzulande lediglich freiwillige Selbstver-
pflichtungen für die Ernährungsindustrie, den Zucker ein bisschen zu reduzieren, und eine 
Empfehlung, den Nutri-Score aufzudrucken.

Eine gesündere Bevölkerung lässt sich nicht allein auf der individuellen Verhaltensebene erreichen, hierzu 
ist die Politik gefordert, systematisch gesunde Umgebungen zu schaffen. Deutschland lässt hier zu viel 
Präventionspotenzial ungenutzt!

Was Deutschland aber macht, ist das Gegenteil von dem, was die WHO empfiehlt: die gesunde Wahl zur 
einfacheren und leichteren Wahl im Alltag zu machen. Dass sich diese easy choice erreichen lässt, zeigen die 
genannten Beispiele unserer europäischen Nachbarn. Dort gehen auch wirtschaftsfreundliche, liberale 
Demokratien voran und machen mutige Präventionspolitik für mehr gesunde Lebensjahre.

Angesichts des individuellen Krankheitsleids, des hohen Drucks auf den sozialen Sicherungssystemen und 
der hohen Last für die Volkswirtschaft ist die Zurückhaltung bei der Umsetzung besonders wirksamer 
Public Health-Maßnahmen nicht mehr zu rechtfertigen. Für viele der diskutierten Maßnahmen gibt es nicht 
nur wissenschaftliche Evidenz, sondern auch bereits breite gesellschaftliche Mehrheiten. 
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Und es hilft am Ende allen: den Menschen, die länger gesund bleiben und mehr Lebensqualität haben, und 
der Volkswirtschaft – durch weniger Krankheitslast! 

Die genannten Beispiele zeigen auch, dass die größten ungenutzten Potenziale in Deutschland außerhalb 
des SGB V liegen – also außerhalb der Regelungen zur gesetzlichen Krankenversicherung. Jeder Ansatz für 
eine Novellierung eines Präventionsgesetzes, der innerhalb der SGB-V-Grenzen verharrt, ist daher zum 
Scheitern verurteilt. Der Schwerpunkt einer Novellierung muss auf einer gesundheitsförderlichen Gesamt-
politik liegen. Das wäre dann auch der größte Hebel zur langfristigen Stabilisierung des Solidarsystems. 

Wenn sich der gesundheitsschädliche Konsum nur um zehn Prozent verringern und die Alltagsbewegung 
nur um wenige Minuten am Tag steigern ließen, locken bereits Potenziale in Milliardenhöhe. 

Prävention ist nicht nur Privatsache oder eine Frage der Eigenverantwortung, sondern muss politisch 
umfassend betrachtet werden. Auch reichen einzelne Projekte und freiwillige Selbstverpflichtungen der 
Industrie nicht mehr aus. Wir brauchen mehr Verbindlichkeit und eine mutige und entschlossene Präven-
tionspolitik, die das gesunde Verhalten im Alltag leichter macht und ressortübergreifend vorangetrieben 
wird. Dann ist die Präventionswende zu schaffen. Der Public Health Index wird dazu hoffentlich einen 
Beitrag leisten. 
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